
   
 
Datum: 13. April 2012 
Medium: Die Presse.com 
Thema:  Pflegeheime und Anstalten werden geprüft  

 
Pflegeheime und Anstalten werden geprüft 
 

Der Menschenrechtsbeirat wandert zur Volksanwaltsch aft und erhält 
Zusatzaufgaben. So werden künftig auch alle staatli chen und privaten 
Institutionen, in denen Personen in Unfreiheit lebe n, kontrolliert.  

 

Wien/Aich. Am Mittwoch konstituierte sich der neue Menschenrechtsbeirat: Bisher war 

das Gremium beim Innenministerium angesiedelt, ab 1. Juli nimmt der Beirat seine 

neuen Aufgaben bei der Volksanwaltschaft wahr. So werden künftig nicht nur die 

Sicherheitsbehörden, sondern auch alle staatlichen und privaten Institutionen, in denen 

Personen in Unfreiheit leben, kontrolliert. Und zwar auch dann, wenn gar keine 

Beschwerde über die Verletzung von Menschenrechten vorliegt. 

 
Für die Volksanwaltschaft gilt es, 4000 Institutionen (stichprobenartig) zu überprüfen: 

psychiatrische Anstalten, Alten-, Pflege- und Behindertenheime, aber auch Kasernen und 

Gefängnisse. Dazu hat sich Österreich international verpflichtet. Zur Vorsitzenden des 

neuen Beirats wurde am Mittwoch die Grazer Rechtsprofessorin Renate Kicker gekürt, 

Stellvertreterin wird die Wiener Professorin Gabriele Kucsko-Stadlmayer. Beide 

begrüßten, dass der Menschenrechtsbeirat nicht mehr beim Innenministerium 

angesiedelt sein wird. Denn nun könne das Gremium über die Volksanwaltschaft alle 

Missstände an die Öffentlichkeit tragen und müsse sich nicht loyal gegenüber einem 

Ministerium verhalten. Zudem dürfe die Volksanwaltschaft auch Gesetzesänderungen 

anregen. 

Die Volksanwälte werden das Sprachrohr sein, zumal der Menschenrechtsbeirat auch 

diesmal nur als beratendes Gremium konzipiert ist. Strafen bei Missständen oder 

mangelnder Kooperation der überprüften Anstalten kann die Volksanwaltschaft zwar nicht 

verhängen. „Aber in einer Demokratie funktioniert Zwang durch die Medien“, meinte 

Volksanwalt Peter Kostelka. Gemeinsam mit seinen Kolleginnen Gertrude Brinek und 

Terezija Stoisits hofft er, dass Missstände durch die öffentlichen Berichte der 

Volksanwälte abgestellt werden. 

 


